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KOMMENTARE

Karikatur: Bengen

Korruptionsskandal beim Bamf
Leiterin der Außenstelle Bremen gewährte angeblich zu Unrecht Asyl

Bremen (AFP). Im Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (Bamf) gibt es
einen Korruptionsverdacht. Die suspen-
dierte Leiterin der Außenstelle Bremen
soll in rund 1200 Fällen Asyl
gewährt haben, obwohl die
Voraussetzungen nicht vorla-
gen, bestätigte eine Spreche-
rin der Staatsanwaltschaft
Bremen. Neben der Beamtin
gibt es fünf weitere Beschul-
digte. Ob Geld das Motiv für
die Taten war, ist noch offen.

Wie die Sprecherin der Er-
mittlungsbehörde, Claudia
Kück, sagte, lautet das Ver-
fahren auf Verdacht der ban-
denmäßigen Verleitung zur
missbräuchlichen Asylan-
tragstellung sowie auf Beste-
chung und Bestechlichkeit.
Neben der Bamf-Beamtin
stehen demnach drei Rechts-
anwälte aus Bremen und
Niedersachsen, ein Dolmet-
scher sowie ein Vermittler im

Zentrum der Ermittlungen. Die Be-
schuldigten sollen die Asylbewerber
dazu verleitet haben, ihren Asylantrag
in Bremen zu stellen, obwohl das Bamf

dort gar nicht für ihre Fälle zuständig
gewesen sei. „In einer Vielzahl von
Fällen“ handele es sich bei den Flücht-
lingen um Jesiden, eine vor allem im

Irak, im Iran, in Syrien und
dem Kaukasus ansässige re-
ligiöse Minderheit.

Zum Motiv der Asylgewäh-
rung liegen den Ermittlern
noch keine Erkenntnisse vor,
hier werde „in alle Richtun-
gen“ ermittelt. Es soll gegen-
über der Beamtin zur Ge-
währung von Vorteilen von
Amtsträgern gekommen sein.
Nach einem Bericht von
Radio Bremen soll es dabei
etwa um Einladungen der
Frau zu Restaurantbesuchen
gegangen sein. Hinweise auf
eine finanzielle Bereicherung
konnten die Ermittler zu-
nächst nicht bestätigen. Wie
es hieß, müssen nun zunächst
die Ergebnisse einer Razzia
ausgewertet werden.

AM PRANGER: Das Bamf wird von einem Korruptionsskandal in
Bremen erschüttert. Foto: dpa
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Vage Hoffnung
THOMAS MIGGE

Am 4. März gingen die Italiener wählen.
Aus den Wahlen gingen zwei Sieger her-
vor. Die populistische Fünf-Sterne-
Bewegung M5S und die Mitte-rechts-
Koalition, der als stärkste Parteien Silvio
Berlusconis Forza Italia und Matteo
Salvinis ausländerfeindliche Lega an-
gehören. Beide Sieger heimsten jeweils
rund 30 Prozent der Stimmen ein. Nicht
genug, um allein regieren zu können. Die
weit abgeschlagenen Sozialdemokraten
PD wollen mit keinem der Sieger eine
Regierung bilden. Die M5S sehen in Ber-
lusconi den Leibhaftigen. Solange der
Medienzar mit der Lega verbündet sei,
so die M5S, könne es keine Regierungs-
koalition geben. Eine total verfahrene Si-
tuation, die Staatspräsident Sergio Mat-
tarella so schnell wie möglich lösen will.

Doch wie? Neuwahlen will er nicht. Er
verweist zurecht auf wichtige europoli-
tische Termine, die internationalen Ver-
wicklungen in der Syrienkrise und die
zwar etwas bessere, aber immer noch
schlechte Finanz- und Wirtschaftslage
Italiens. Italien braucht so schnell wie
möglich eine handlungsfähige Regie-
rung. Doch die wird es nicht geben. Die
kann es nicht geben, denn jede Regie-
rungskoalition, die vielleicht in den
kommenden Tagen zusammengebastelt
werden könnte, aus Parteien, die sich im
Grunde genommen Spinnefeind sind
und sich während des Wahlkampfes wie

Feinde bekämpften, wird keinen dauer-
haften Bestand haben. Solange Italien
kein Wahlrecht hat, das klare Mehrheiten
schafft, wird es solche Hängepartien
wie in den vergangenen Wochen auch in
Zukunft geben. Verquaste Zeit, die man
hätte zum Regieren nutzen können.

Wie dramatisch die Situation Italiens
ist, wurde jetzt erneut deutlich. Die
Nachricht, wonach das spanische In-
landsprodukt das Italien um sieben Pro-
zent überflügelt habe, macht Sorgen.
Der ausscheidende Finanz- und Wirt-
schaftsminister Pier Carlo Padoan er-
klärte, dass Italien auf dem einmal einge-
schlagenen Weg weiter gehen müsse,
damit das seit Monaten zu verzeichnen-
de langsame Wirtschaftswachstum an-
halte und stärker werde. Wie soll das
aber angesichts einer politisch verfahre-
nen Situation gelingen?

Am besten wäre eine zeitlich begrenzte
Regierung, die ein neues Wahlrecht ver-
abschiedet, anschließend Neuwahlen
und endlich klare Regierungsverhältnis-
se. Aber zu diesem Schritt will sich
Staatspräsident Mattarella nicht durch-
ringen. Noch nicht. Noch hofft er, dass
eine wie auch immer geartete Regierung
zustande kommen wird. In der Hoffnung,
dass die neue Regierung Bestand haben
wird und dass sie die immensen Heraus-
forderungen Italiens angehen wird. Eine
mehr als vage Hoffnung.

Überfällige Reform
CHRISTINE LONGIN

Die „Schande der Republik“ nannte
Präsident Nicolas Sarkozy die franzö-
sischen Gefängnisse. Das war 2009, ge-
ändert hat sich seither nichts. Überfüllt,
voller Ungeziefer und Gewalt sind sie.
Frankreich, das Land der Menschen-
rechte, steht deswegen oft am Pranger
des Europarats. Nun wurde ein neuer
Insassen-Rekord erreicht. Eine Reform
ist überfällig. Justizministerin Nicole Bel-
loubet will mit einem großen Wurf alles
verändern: Das Strafrecht ebenso wie
das Zivilrecht und das Gefängniswesen
noch obendrauf. Sie ist nicht die Erste,
die sich an das heikle Thema wagt.
Schon 2009 und 2013 gab es ähnliche
Reformen, die im Sande verliefen. Die
Zustände in den Gefängnissen sind auch
im Jahr 2018 katastrophal, wie der Streik
der Wärter zu Jahresanfang zeigte.

Immerhin sind in den nächsten vier Jah-
ren 8,3 Milliarden Euro für den Justiz-

haushalt eingeplant. Ein Plus von 24 Pro-
zent in einer Zeit, in der die Regierung an
allen Ecken spart. 7000 Gefängnisplätze
sollen bis 2022 geschaffen werden. Ein
Klacks im Vergleich zu den 24000, die
Sarkozy plante. Der Law-and-Order-Po-
litiker setzte im Umgang mit Kriminellen
allein auf Härte. Allerdings macht die In-
haftierung aus Verbrechern keine besse-
ren Menschen – im Gegenteil. Die Rück-
fallquote von entlassenen Gefängnisin-
sassen liegt in Frankreich bei 60 Prozent.

Belloubet will nun kurze Haftstrafen
ganz abschaffen und setzt bei Verur-
teilungen unter sechs Monaten auf Alter-
nativen zum klassischen Strafvollzug.
Was sie nicht sagt: Solche Alternativstra-
fen müssen sorgfältig begleitet werden
und das kostet nochmal extra Geld. Auf
dem Papier sieht Belloubets Reform gut
aus, aber in der Realität könnte sie ge-
nauso scheitern wie die ihrer Vorgänger.

Karlsruhe legt
nach Eklat nach

rungen von Kommunen“ vorzubeugen,
sollten Städte und Gemeinden die Ab-
lehnung einer Hallenvergabe mitteilen
müssen oder dabei durch „synchrones
Monitoring“ überwacht werden, hieß
es weiter. Der Wetzlarer Oberbürger-
meister Manfred Wagner (SPD) hatte

sich über Monate geweigert, der NPD
die Stadthalle zu vermieten, und war
damit vor Gericht in allen Instanzen
gescheitert. Zuletzt entschied das Bun-
desverfassungsgericht am 24. März zu-
gunsten der NPD, doch Wagner igno-
rierte auch diesen Richterspruch.

Das Bundesverfassungsgericht rea-
gierte darauf scharf und forderte von
der Kommunalaufsichtsbehörde Auf-
klärung des Vorfalls.

Karlsruhe/Wetzlar (AFP). Das Bun-
desverfassungsgericht hat im Eklat um
die Missachtung seiner Anordnung zur
Vermietung der Stadthalle im hessi-
schen Wetzlar an die NPD nachgelegt.
Die Kommunalaufsicht solle sicher-
stellen, dass Kommunen Entscheidun-
gen aus Karlsruhe künftig befolgten,
regte das Gericht in einem Schreiben
an den zuständigen Regierungspräsi-
denten an. Um „künftigen Überforde-

Verena Becker:
Reststrafe erlassen

Karlsruhe/Stuttgart (dpa). Das Ober-
landesgericht Stuttgart hat der ehemali-
gen RAF-Terroristin Verena Becker (65)
ihre Reststrafe von 430 Tagen erlassen.
Becker war 2012 wegen Beihilfe zum
Mord an Generalbundesanwalt Sieg-
fried Buback und dessen Begleitern zu-
nächst zu vier Jahren Gefängnis ver-
urteilt worden. 2014 entschieden die
Richter dann unter Anrechnung anderer
Strafen, die Reststrafe von 430 Tagen
für vier Jahre auf Bewährung auszu-
setzen. Diese Frist ist nun vorbei.

„Militärschlag war völkerrechtswidrig“
Bundestagsgutachten zu Syrien vorgelegt / Russland setzt auf Hilfe aus Österreich

Berlin (dpa). Der wissenschaftliche
Dienst des Bundestags hat den Militär-
schlag der USA, Großbritanniens und
Frankreichs gegen Syrien als völker-
rechtswidrig eingestuft. Deutschland
hatte den Luftschlag verbal unterstützt.
„Der Einsatz militärischer Gewalt ge-
gen einen Staat, um die Verletzung einer
internationalen Konvention durch die-
sen Staat zu ahnden, stellt einen Verstoß
gegen das völkerrechtliche Gewalt-
verbot dar“, heißt es in dem jetzt vorge-
legten Gutachten.

Russland hofft derweil auf die Hilfe
Österreichs für eine Lösung des Syrien-
Konflikts. „Ich bin davon überzeugt,
dass Österreich bei der aktuellen Etappe
unter UN-Schirmherrschaft durchaus
helfen könnte“, sagte Außenminister
Sergej Lawrow. „In Syrien braucht es
nur eines: Die Vermittlung zwischen
allen syrischen Seiten, damit sie sich an
einen Verhandlungstisch setzen“, be-
tonte Lawrow.

DER LUFTSCHLAG in Syrien war nach einem Gutachten des wissenschaftlichen Diensts
des Bundestages völkerrechtswidrig. Foto: AFP

Spahn will
Beitragssenkung

Berlin (dpa). Gesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) will per Gesetz Beitrags-
senkungen bei Krankenkassen mit ho-
hen Finanzreserven erwirken. Vorge-
sehen sei, dass Krankenkassen mit sehr
hohen Rücklagen diese nutzen sollten,
um ihre Versicherten zu entlasten, sagte

Spahn in Berlin. Ein entsprechender
Gesetzentwurf ging in die Abstimmung
innerhalb der Bundesregierung.

Die Finanzreserven einer Kasse sollen
das Volumen einer Monatsausgabe
künftig nicht mehr überschreiten dür-
fen. Überschüssige Beitragseinnahmen
sollen über einen Zeitraum von drei
Jahren abgebaut werden müssen. 35
Millionen Versicherte würden nach den
Plänen des Ministers um 4,38 Milliarden
Euro entlastet.

Kassen sollen
Reserven abbauen

Berlusconi gibt
Wählern die Schuld

Rom (dpa). Der italienische Ex-Minis-
terpräsident Silvio Berlusconi hat den
Wählern die Schuld für die chaotische
Regierungsbildung gegeben. „Es ist eine
große Verwirrung. Ich muss sagen, die
Italiener haben sehr schlecht gewählt.
Und das, was folgt, wird immer schlim-
mer“, sagte der Chef der konservativen
Forza Italia bei einer Veranstaltung in
der südlichen Region Molise.

Seit der Wahl am 4. März wird in Rom
versucht, eine neue Regierung zu bilden,
bislang ohne Erfolg. n Kommentar

Minister billigen
Autobahn-Reform

Nürnberg/Karlsruhe (dpa/BNN). Der
Bund übernimmt künftig Planung, Bau,
Betrieb, Erhalt und Finanzierung der
knapp 13000 Kilometer langen Auto-
bahnen. Die Konferenz der Verkehrs-
minister stimmte Scheuers Standort-
konzept für eine Infrastrukturgesell-
schaft und ein Fernstraßenbundesamt
zu. Die Länder geben dafür langjährige
Zuständigkeiten auf. Für Baden-Würt-
temberg ist der Standort Stuttgart als
Niederlassung vorgesehen. Außenstellen
gibt es in Karlsruhe und Freiburg.

Die Bahn ist am Zug
ROLAND WEISENBURGER

Aufgewacht! Das Rastatter Tunnel-
Desaster lässt sich nicht aussitzen, auch
wenn die Deutsche Bahn und die be-
teiligten Bauunternehmen eifrig das
Gras düngen und gießen, das so schnell
wie möglich über die abgesackten Glei-
se wachsen soll. Mit einer Schreckens-
zahl versucht die Lobby der Eisenbahn-
unternehmen dem einschläfernden Still-
schweigen entgegenzutreten. „Zwei Mil-
liarden“ schreit sie hinaus, sei der volks-
wirtschaftliche Schaden, den wagemuti-
ge, übermotivierte oder unfähige Inge-
nieure und vor allem vorsorgeresistente
Planer des Staatskonzerns angerichtet
haben.

Nun sind volkswirtschaftliche Scha-
densberechnungen ein geduldiges Zah-
lenspiel, das sich je nach Intention des
Rechners gerne nach oben oder unten
manipulieren lässt. Doch sicher ist: Die
zwei Milliarden sind in diesem Fall eine
eher vorsichtige Schätzung. Die Gut-
achter haben sich im Auftrag der Eisen-
bahnunternehmen nämlich nur auf den
Teil des eingetretenen Schadens kon-

zentriert, den sie in betriebswirtschaft-
lich relevanten Bilanzen vermuten. Nur
Kosten, Einbußen und Unannehmlich-
keiten, die die Tunnel-Havarie Wirt-
schaftsunternehmen zugefügt hat, sind
in die Berechnung aufgenommen. Pri-
vatpersonen blieben außen vor.

All die Stunden, die ganz normale Zug-
reisende an den Bahnhöfen in Rastatt
und Baden-Baden ausharren mussten,
fanden keinen Eingang in die Disposition
des Desasters. Wären die rund zwei
Millionen Reisenden, die im Schienen-
ersatzverkehr schnell mal eine Stunde
auf der Strecke lassen mussten, Hand-
werker gewesen, dann hätte ihr Chef da-
für locker einen dreistelligen Millionen-
betrag in Rechnung gestellt. Für die Ell-
bogen, die der Kundschaft während der
Fahrt gegen Rippen und Nieren schlu-
gen, die verpassten Verabredungen, ver-
späteten Vorstellungsgespräche, und
die kalt gewordenen Abendessen steht
den Menschen jetzt wenigstens ein
offenes Wort zur Ursache des Desasters
zu. Die Deutsche Bahn ist am Zug.
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